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Keine BK 1301 bei einem Schweißer, der jahrelang Azofarbstoffe enthaltende Rissprü-
fungssprays verwendet hatte. Gericht geht trotz langjährigen Rauchens von schicksal-
hafter Erkrankung aus.  
 
§ 9 Abs. 1 SGB VII; Nr. 1301 Anlage 1 BKV 
 
Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 29.09.2020 – L 9 U 488/17 – 
Aufhebung des Urteils des SG Reutlingen vom 14.12.2016 – S 4 U 2792/15 –  
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 8/21 R - wird berichtet  
 

Die Parteien streiten um die Anerkennung eines Harnblasentumors als Berufskrankheit 
nach Nr. 1301 der BKV (Schleimhautveränderungen, Krebs oder andere Neubildungen 
der Harnwege durch aromatische Amine).  
Der 1956 geboren Kläger war beruflich in verschiedenen Bereichen tätig. Unter anderem in 
der Zeit von 1988 bis Mitte 2013 als Schweißer und Qualitätskontrolleur in der Herstellung 
von Großkücheneinrichtungen. Zur Rissprüfung von Schweißnähten wurden farbstoff-
haltige Sprays verwendet, die zunächst auf das Werkstück aufgesprüht und dann mit einem 
Lappen weggewischt wurden. Diese Sprays enthielten o-Toluidin, ein aromatisches Amin. 
Im September 2014 erkrankte der Kläger an einem Urothelkarzinom der Harnblase, welches 
operativ entfernt wurde. Der behandelnde Urologe erstattet eine BK-Verdachtsanzeige an die 
Beklagte als zuständigen UV-Träger. Diese ermittelte, dass der Versicherte dem genannten 
Prüfspray sowohl inhalativ als auch hautresorptiv exponiert gewesen ist. Allerdings habe der 
Kläger auch über 22 Jahre geraucht, was medizinisch ebenfalls als Ursache für Harnblasen-
krebs angesehen werde. Angesichts einer unterhalb der Nachweisgrenze gelegenen Exposition 
könne die Erkrankung nicht als BK 1301 anerkannt werden. 
Gegen den am 27.05.2015 bekanntgegebenen Bescheid legte der Kläger Widerspruch, später 
Klage ein. Das SG verurteilte die Beklagte am 14.12.2016 zur Anerkennung einer BK 1301. 
Es hielt die nachgewiesenen Einwirkungen für ausreichend, beim Kläger den Harnblasenkrebs 
zumindest im Sinne der Mitverursachung herbeigeführt zu haben. 
Auf die eingelegte Berufung hob das LSG dieses Urteil auf.  
Es führt aus, ein Nachweis, dass der berufliche Kontakt mit dem aromatischen Amin o-
Toluidin zum Harnblasenkrebs geführt habe, lasse sich nicht erbringen. 
Es stützt sich dabei maßgeblich auf das im Rahmen der Beweisaufnahme eingeholte Gutachten 
des Gutachters D., der zu dem Schluss gelangte, dass das Harnblasenkarzinom nicht mit Wahr-
scheinlichkeit durch die berufliche Exposition verursacht oder verschlimmert worden sei. 
Bei vernünftiger Abwägung aller wesentlichen Gesichtspunkte des Einzelfalls müsse mehr für 
als gegen einen Ursachenzusammenhang sprechen. Dieser sei allerdings nicht schon dann 
wahrscheinlich, wenn er nicht auszuschließen oder nur möglich sei.  
Schwierig sei bei der BK Nr. 1301, dass es keinen Grenzwert dafür gebe, bei dem nichts 
zu befürchten sei, ebenso wenig gebe es einen Wert, bei dem von einer Risikoverdoppe-
lung ausgegangen werden könne. Gutachter D. habe für den Senat überzeugend dargelegt, 
dass die Allgemeinbevölkerung gegenüber aromatischen Aminen ubiquitär exponiert sei, 
so dass der alleinige Nachweis einer Exposition nicht belegen könne, dass ein Harnbla-
senkarzinom durch die beruflichen Einflüsse wesentlich mitverursacht wurde.  
Allgemeingültige Messwerte zur Konzentration von Azofarbstoffen an Arbeitsplätzen mit Riss-
prüfungen lägen ebenfalls nicht vor, wie aus dem BK-Report 2/2018 über Aromatische Amine 
auf S. 121 hervorgehe. Biomonitoringuntersuchungen des britischen Health and Safety Labo-
ratory hätten aber gezeigt - so Gutachter D.- dass Rissprüfer und Formulierer, die o-Toluidin 
abspaltende Azofarbstoffe verwendeten, keine im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung erhöh-
ten o-Toluidin-Werte im Urin aufwiesen.  
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Da der Kläger einer lediglich sehr geringen Einwirkung ausgesetzt war, könne der Senat sich 
nicht davon überzeugen, dass die Einwirkung hinreichend wahrscheinlich Ursache der Harnbla-
senkrebserkrankung war.  
Zu bedenken sei auch, dass Publikationen des Robert Koch Instituts entnommen werden kann, 
dass aktives wie auch passives Rauchen die wichtigsten Risikofaktoren für eine Harnblasener-
krankung seien. Teilweise werde von einem Verdoppelungsrisiko bei einem Zigarettenkonsum 
von 15 sog. pack years ausgegangen. Allerdings sinke das Risiko nach Beendigung des Rau-
chens nach 25 Jahren um über 60 %. Das Risiko des Klägers sei dadurch, dass er bereits im 
Jahr 2000 mit dem Rauchen aufgehört habe, insofern als sehr niedrig einzuschätzen. 
Daher sehe der Senat die Krebserkrankung beim Kläger nicht als durch das Rauchen verur-
sacht, sondern als schicksalhaft an. (D.K.) 

 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 29.09.2020 – L 9 U 488/17 –  
wie folgt entschieden: 
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